
Bundesarbeitsgericht 

 

Urteil vom 17.01.1995 – Az.: 3 AZR 399/94 (Auszug) 
 

 

 

 

BAG Erfordernis einer rechtzeitigen Ankündigung. Stand: 29.06.25  Seite 1 von 1 Seiten 

 

buero@fahrpersonalrecht.info © Peter Nowacki www.fahrpersonalrecht.info 

 

Erfordernis einer rechtzeitigen Ankündigung 

 

Der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 17. 

Januar 1995 für Recht erkannt: 

 

Aus § 315 BGB ergibt sich insbesondere, daß der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer rechtzeitig 

mitteilen muß, wann er den Freizeitausgleich erhält. Dem Arbeitnehmer muß es ermöglicht werden, 

sich ausreichend darauf einstellen und die zusätzliche Freizeit sinnvoll nutzen zu können. 

 

Das Erfordernis einer rechtzeitigen Ankündigung findet sich auch in Art. 1 § 4 BeschFG 1985. Diese 

gesetzliche Vorschrift regelt Besonderheiten der variablen Arbeitszeit, wenn Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer vereinbart haben, daß die Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall zu 

erbringen ist. Nach Art. 1 § 4 Abs. 2 BeschFG 1985 ist der Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung nur 

verpflichtet, wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage im 

voraus mitteilt. Die in Art. 1 § 4 BeschFG 1985 geregelte Vertragsgestaltung belastet zwar den 

Arbeitnehmer stärker als der in § 3 Nr. 2 Abs. 2 MTV vorgesehene Freizeitausgleich für 

Mehrarbeitsstunden. Dies rechtfertigt aber nur eine kürzere Ankündigungsfrist und nicht ihren 

völligen oder nahezu völligen Wegfall. 


